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Der GmbH-Gesch�ftsf�hrervertrag im
tschechischen Recht

Die Gesellschaft mit beschr�nkter Haftung ist die h�ufig-
ste Rechtsform, die ein ausl�ndischer Investor in der
Tschechischen Republik w�hlt. Von besonderer Bedeu-
tung eines jeden Investments sind die Personen, die der
Kapitalgesellschaft vorstehen. Der GmbH-Gesch�ftsf�h-
rer steht dabei als notwendiges Gesch�ftsf�hrungs- und
Vertretungsorgan der Gesellschaft im Mittelpunkt des
Interesses. Dieser Beitrag gibt einen �berblick �ber die
Ausgestaltung des Anstellungsverh�ltnisses des GmbH-
Gesch�ftsf�hrers in der tschechischen Rechtspraxis.
Dabei kommt es h�ufig zu einem Parallellauf von Anstel-
lungs- und Arbeitsvertrag.

I. Rechtsnatur des Funktionsvertrags

Die Rechte und Pflichten des Gesch�ftsf�hrers kraft seiner
Organstellung sind sowohl im deutschen als auch im
tschechischen Recht im Wesentlichen normiert. Hinsicht-

lich des Anstellungsverh�ltnisses fehlen im deutschen
Recht jedoch entsprechende Regelungen des Gesetzgebers
zur rechtlichen Einordnung der internen Rechtsbeziehung
des Gesch�ftsf�hrers zur Gesellschaft. Lediglich §38
Abs.1 Halbs.2 GmbHG nimmt auf Entsch�digungsan-
spr�che „aus bestehenden Vertr�gen“ Bezug. Der tsche-
chische Gesetzgeber hat das Anstellungsverh�ltnis des Ge-
sch�ftsf�hrers einer Gesellschaft mit beschr�nkter Haf-
tung1 hingegen in §66 Abs.2 CZ-HGB2 ausdr�cklich ge-
setzlich geregelt. Im tschechischen Recht kann grunds�tz-
lich zwischen Anstellung und Bestellung unterschieden
werden. Beide Rechtsverh�ltnisse sind von einer engen
Aufeinanderbezogenheit gekennzeichnet. Dabei stellt sich
an der Schnittstelle zwischen Arbeits- bzw. Dienstver-
tragsrecht und Gesellschaftsrecht daher regelm�ßig die
Frage nach der Rechtsnatur des Anstellungsverh�ltnisses.
Im tschechischen Recht erschweren zudem vielf�ltige Er-
scheinungsformen in der Praxis eine klare Einordnung.

1. Vertrag �ber die Aus�bung der Funktion

In der tschechischen Rechtspraxis ist der Abschluss von An-
stellungsvertr�gen mit Gesch�ftsf�hrern �blich und ent-
spricht zunehmend demRegelfall3. Das Anstellungsverh�lt-
nis von Organmitgliedern ist im tschechischen Recht in §66
Abs.2 CZ-HGB geregelt, wo der Abschluss eines „Vertrags
�ber die Aus�bung der Funktion“ (sog. Funktionsvertrag)4
ausdr�cklich vorgesehen ist5. Die inhaltliche Vertragsge-
staltung �berl�sst der tschechische Gesetzgeber weitgehend
den Vertragsparteien. Es wird lediglich statuiert, dass ge-
m�ß §66 Abs.2 S.2 CZ-HGB die Aus�bung der Funktion
(Gesch�ftsf�hrung) eine pers�nliche Schuld ist und der
Funktionsvertrag schriftlich abgeschlossen sowie durch die
Hauptversammlung oder durch alle pers�nlich und unbe-
grenzt haftenden Gesellschafter genehmigt werden muss.
Im tschechischen Recht ist somit ein konstitutives Schrift-
formerfordernis f�r Funktionsvertr�ge vorgesehen6. Da-
r�ber hinaus besteht zwischen den Vertragsparteien weitge-
hend Vertragsfreiheit, die lediglich durch die zwingenden
Normen des Korporationsrechts – insbesondere §125 CZ-
HGB7 – eingeschr�nkt wird. Die Inhaltsbestimmungen des
Funktionsvertrags, und in erster Linie die Verg�tung, fallen
gem�ß §125 Abs.1 lit. f) CZ-HGB in den Zust�ndigkeitsbe-
reich der Gesellschafterversammlung. Mit R�cksicht da-
rauf, dass grunds�tzlich dieselbe Person den Vertrag f�r die
Gesellschaft und auch f�r den Gesch�ftsf�hrer unterzeich-
nen kann8, muss die Gesellschafterversammlung den Funk-
tionsvertrag auch inhaltlich genehmigen9.
Faktisch k�nnten zwar Bestellung und Genehmigung des
Funktionsvertrags zusammen fallen, sie sind jedoch recht-

* Dr. S�ren Langner, LL.M., ist Rechtsanwalt in Bonn.
1 Tschechisch: Společnost s ručen�m omezeným (s.r.o.).
2 Gesetz Nr. 513/1991 Sb; hier zu bereits im �berblick Kuklis,
GmbHR 2002, 687ff.

3 Loges/Nedelka, WiRO 1998, 133; Eli�Ð/BartoÐ�kov�/Pokorn�,
Kurs obchodn�ho pr�va (Kurs des Handelsrechts), 2.Aufl. Rz.381;
Zoufalý/Munkov�, Velk� kniha smluvn�ch vzorů (Großes Ver-
tragsmusterhandbuch), 3.Aufl., Anm. zu G3, S.499.

4 Funktion bezeichnet die Stellung als Organ einer Handelsgesell-
schaft.

5 Vgl. neben §66 Abs.2 CZ-HGB vor allem auch §125 Abs.1
lit.m) CZ-HGB .

6 So auch Kuklis, GmbHR 2002, 687 (691).
7 §125 HGB-CZ regelt die Zust�ndigkeit der Gesellschafterver-
sammlung. Der Zust�ndigkeitsbereich ist weiter und detaillierter
geregelt als in §46 GmbHG.

8 Auch zum Mandatsvertragsrecht regelte das CZ-HGB nicht aus-
dr�cklich, wer die Gesellschaft bei Abschluss des Mandatsver-
trags vertritt. Ginge man von den allgemeinen Regeln des Ge-
sellschaftsrechts aus, so schließt der Gesch�ftsf�hrer (als bereits
wirksam bestelltes Organ) derartige Vertr�ge. Es konnte daher
auch zu der Situation kommen, dass ein Organmitglied seinen
eigenen Anstellungsvertrag unterschreibt. Daher wurde bereits
zum Mandatsvertragsrecht gefordert, dass die Gesellschafterver-
sammlung dieser Maßnahme zustimmen m�sse, vgl. Loges/Ne-
delka, WiRO 1998, 133 (134). Auf dieses Erfordernis hat der
tschechische Gesetzgeber mit der Schaffung des Zustimmungs-
erfordernisses der Gesellschafterversammlung zu Organvertr�-
gen bzw. dem neu geschaffenen Institut des „Funktionsvertrags“
in §66 Abs.2 CZ-HGB mit der großen Novelle des CZ-HGB
aus dem Jahre 2000 reagiert.

9 Eli�Ð/BartoÐ�kov�/Pokorn�, Rz.381.
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lich zu trennen. Wegen der zumindest innerhalb der Zu-
st�ndigkeitsnorm des §125 Abs.1 CZ-HGB vorgenomme-
nen Trennung zwischen Ernennung („jmenov�n�“), Abbe-
rufung („odvol�n�“) und Verg�tung („odměňov�n�“) von
Gesch�ftsf�hrern in §125 Abs.1 lit. f) CZ-HGB einerseits
und der Genehmigungszust�ndigkeit der Gesellschafter-
versammlung zum Funktionsvertrag in §125 Abs.1 lit.m)
CZ-HGB andererseits, ist von unterschiedlichen Willens-
erkl�rungen der Gesellschaft auszugehen10.

2. Mandatsvertragsrecht analog bei fehlendem
Funktionsvertrag

Wurde kein Funktionsvertrag geschlossen, so sind gem�ß
§66 Abs.2 CZ-HGB „auf die, bei der Wahrnehmung der
Gesch�ftsangelegenheiten der Gesellschaft entstehenden,
Beziehungen zwischen der Gesellschaft und dem Organ-
mitglied die, sofern (...) sich aus dem Gesetz keine ande-
ren Rechte und Pflichten ergeben, Bestimmungen �ber
den Mandatsvertrag11 entsprechend anzuwenden“12. Da-
mit ergibt sich bereits aus dem Gesetz, dass der Abschluss
eines Funktionsvertrags der Gesellschaft mit dem Ge-
sch�ftsf�hrer nicht zwingend erforderlich ist13. Der Man-
datsvertrag ist mit dem Gesch�ftsbesorgungsvertrag ge-
m�ß §675 BGB im deutschen Recht vergleichbar. Durch
den Mandatsvertrag verpflichtet sich der Bevollm�chtigte
f�r seinen Mandanten auf dessen Rechnung und gegen
Verg�tung eine bestimmte Handelsangelegenheit im Na-
men des Mandanten durch Rechtshandlungen und andere
T�tigkeiten zu erledigen. Der Mandant verpflichtet sich,
den Bevollm�chtigten zu verg�ten. Vielfach wird auf den
Abschluss eines Funktionsvertrags g�nzlich verzichtet,
was jedoch insbesondere hinsichtlich der Verg�tung Pro-
bleme aufwirft, denn gem�ß §571 Abs.1 CZ-HGB w�re
die Gesellschaft verpflichtet, die Verg�tung zu erbringen,
die zum Zeitpunkt der Aufnahme der T�tigkeit f�r eine
vergleichbare T�tigkeit �blich war. Die �blichen Ge-
sch�ftsf�hrergeh�lter bewegen sich in der ČR inzwischen
auf sp�rbar h�herem Niveau, so dass eine ausdr�ckliche
Regelung zu empfehlen ist. Es ist jedoch im tschechischen
Recht anerkannt, dass die T�tigkeit als Organ einer Gesell-
schaft auch unentgeltlich ausge�bt werden kann, was ins-
besondere f�r Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrer von Bedeu-
tung ist14. Hierf�r w�re eine von den gesetzlichen Bestim-
mungen des Mandatsvertragsrechts (§566 Abs.1, 2 i.V.m.
§571 Abs.1 u. 2 CZ-HGB) abweichende Vereinbarung
notwendig.

3. Sonderfall: Arbeitsvertrag (Managervertrag)

Eine Besonderheit der tschechischen Rechtspraxis ist der
Abschluss von Arbeitsvertr�gen mit Gesch�ftsf�hrern, die
nicht selten w�nschen, dass sie dem Schutz des Arbeitsge-
setzbuches15 unterliegen. Dies modifiziert jedoch nicht
das Anstellungsverh�ltniss, sondern l�sst die Stellung
des Gesch�ftsf�hrers als Organ grunds�tzlich unber�hrt.
Diese Konstruktion ist aus dem franz�sischen Recht be-
kannt16. Die grunds�tzliche Zul�ssigkeit von Arbeitsver-
tr�gen mit Gesch�ftsf�hrern ist indes fraglich. In einer
Entscheidung des Obergerichts Prag vom 21.4.199317
wurde ausgef�hrt, dass „die T�tigkeit eines statutarischen
Organs oder Organmitglieds einer Gesellschaft mit be-
schr�nkter Haftung durch eine nat�rliche Person nicht in
einem Arbeitsverh�ltnis ausge�bt wird, und selbst dann
nicht, wenn es sich nicht um einen Gesellschafter han-
delt.“ Eine wichtige Ausnahme machte jedoch das Ober-
gericht Prag in seiner o.g. Entscheidung: „Weder rechtli-

che Vorschriften, noch die Natur der GmbH verhindern,
dass andere T�tigkeiten f�r die Gesellschaft durch (diese)
nat�rliche Personen aufgrund eines arbeitsrechtlichen
Verh�ltnisses ausge�bt werden, es sei denn, das Arbeits-
verh�ltnis besteht lediglich in der Aus�bung der Funktion
als statutarisches Organ.“ Daraus folgert die tschechi-
sche18 und rechtsvergleichende Literatur19, dass Ge-
sch�ftsf�hrer – zus�tzlich zum Funktionsvertrag gem�ß
§66 Abs.2 CZ-HGB – einen Arbeitsvertrag mit der Ge-
sellschaft schließen k�nnen, der jedoch nicht die Organt�-
tigkeit zum Inhalt haben darf20. Nimmt der Gesch�ftsf�h-
rer erg�nzend zur Organfunktion zus�tzliche Aufgaben
wahr21, so k�nnen diese Grundlage eines Arbeitsvertrags
sein. Es kann daher zu einem Parallellauf zweier unabh�n-
giger Vertr�ge kommen, einem Funktionsvertrag und ei-
nem zus�tzlichen Arbeitsvertrag, der in der Praxis „Ma-
nagervertrag“ genannt wird22. Diese Konstruktion erfreut
sich in der Tschechischen und auch Slowakischen Repu-
blik großer Beliebtheit, da somit der Gesch�ftsf�hrer in
den Genuss arbeitsrechtlicher Schutzvorschriften kommen
kann und dem Gesch�ftsf�hrer �ber seine Organstellung

10 Bestellung gem�ß §125 Abs.1 lit. g) Alt. 1 CZ-HGB; Verg�-
tung bzw. Aushandlung der Vertragsbedingungen gem�ß §125
Abs.1 lit. g) Alt. 3 CZ-HGB; Genehmigung des Vertrags durch
die Gesellschafterversammlung gem�ß §125 Abs.1 lit.m) CZ-
HGB.

11 Tschechisch: Mand�tn� smlouva, §§566 ff. CZ-HGB.
12 S. auch §576 CZ-HGB; Kuklis, GmbHR 2002, 687 (691) mit

dem Hinweis auf die Subsidiarit�t des Mandatsvertragsrechts
f�r das Anstellungsverh�ltnis.

13 Loges/Nedelka, WiRO 1998, 133 (134).
14 Eli�Ð, Společnost s ručen�m omezeným (Gesellschaft mit be-

schr�nkter Haftung), Prospektum, Praha, 1997, S.179; Loges/
Nedelka, WiRO 1998 133 (134).

15 Tschechisch: Z�kon�k pr�ce, Gesetz Nr.262/2006 Sb.
16 Maier-Bridou, Die GmbH-Rechte in den EG-Staaten, in Cen-

trale f�r GmbH Dr. Otto Schmidt (Hrsg.), Die GmbH in Frank-
reich, 1993, S.88 f. m.w.N.

17 6 Cdo 108/92, R 13/1995. Diese Entscheidung wurde in einer
sp�teren Entscheidung des Obersten Gerichts in Br�nn v.
12.3.2002 – 29 Odo 328/2001, SR NS Nr.15, C 1085, S.90 be-
st�tigt.

18 Dědič, Obchodn� z�kon�k – koment�ř (Handelsgesetzbuch –
Kommentar), 2002, §66, S.447 ff; Součkov�, Z�kon�k pr�ce –
Koment�ř (Arbeitsgesetzbuch – Kommentar), 2.Aufl. 1997,
§9, S.21 (22); Zoufalý/Munkov�, Anm. zu G3, S.499.

19 Gerauer/Baron/Britz, Arbeitsrecht in der Tschechischen Repu-
blik, 1999, Rz.37; Loges/Nedelka, WiRO 1998, 133 (135).

20 Im franz�sischen Recht wird z.B. zus�tzlich gefordert, dass ef-
fektiv ein Unterordnungsverh�ltnis (�tat de subordination),
z.B. gegen�ber einem Mitgesch�ftsf�hrer, vorhanden ist. Dies
setze nach der franz�sischen Rechtsprechung voraus, dass der
Gesch�ftsf�hrer kein Mehrheitsgesellschafter-Gesch�ftsf�hrer
ist, Maier-Bridou, aaO (Fn.16), mit Verweis auf M�mento pra-
tique Francis Lefebvre, Social, 1993, Rz.3701ff.

21 Gerauer/Baron/Britz, aaO (Fn.19), mit folgendem Beispiel: A
wird zum Gesch�ftsf�hrer einer EDV-GmbH bestellt. Seine
Gesch�ftsf�hrerpflichten kann A nicht in einem Arbeitsverh�lt-
nis aus�ben. Wenn er daneben andere Aufgaben (z.B. Ver-
triebsaufgaben, Betriebsschulungen o.�.) erf�llen soll, kann er
zu diesem Zweck zus�tzlich einen Arbeitsvertrag abschließen;
vgl.Maier-Bridou, aaO (Fn.16), z.B. als Verkaufsdirektor.

22 Ueltzh�ffer, Studien des Instituts f�r Ostrecht M�nchen, Band
39 (Individuelles Arbeitsrecht in Osteuropa), S.71 (74 f.);
Wiesnerova, RIW 2000, 37. Unzutreffend hingegen Rada, Jed-
natel� s.r.o. / Představenstvo a.s. – pr�va, povinnosti, odpo-
vědnost (Der Gesch�ftsf�hrer der GmbH / Der Vorstand der
AG – Rechte, Pflichten, Haftung), 2003, S.24, der den Funkti-
onsvertrag als Managervertrag bezeichnet.
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hinaus Bestandsschutz f�r sein Besch�ftigungsverh�ltnis
zur Gesellschaft gew�hrt wird23. Der Parallellauf von
Funktions- und Arbeitsvertrag wird zwar kritisiert und es
werden Zweifel ge�ußert, ob „die tschechischen Gerichte
dies auf l�ngere Sicht akzeptieren werden“24, doch solan-
ge keine gegenteilige Rechtsprechung diesbez�glich vor-
liegt, wird die Praxis diese M�glichkeit weiter nutzen.
Problematisch ist jedoch, wenn der Gesch�ftsf�hrer aus-
schließlich aufgrund eines Arbeitsvertrags f�r die Gesell-
schaft t�tig wird. Wie sich aus den Vorgaben der zitierten
Rechtsprechung des Obergerichts Prag und des Obersten
Gerichts in Br�nn ergibt, darf dieser Arbeitsvertrag nicht
die eigentliche Leitung und Vertretung der Gesellschaft
zum Gegenstand haben, sondern muss sich auf andere
Aufgaben (etwa eine n�her zu beschreibende „Manage-
mentt�tigkeit“ oder die Funktion des in der Tschechischen
Republik �blichen „Generaldirektors“25) beziehen26. Der-
artige Managervertr�ge sind jedoch gesetzlich bislang
nicht geregelt, so dass die Bestimmungen des CZ-ArbG27

�ber leitende Angestellte28 entsprechend angewendet wer-
den29. Die Rechtsbeziehungen zwischen Gesch�ftsf�hrer
und der Gesellschaft hinsichtlich seiner Organt�tigkeit
werden dann gem�ß §66 Abs.2 CZ-HGB unter entspre-
chender Anwendung des Mandatsvertragsrechts geregelt
und bilden somit (fiktiv) das Anstellungsverh�ltnis, w�h-
rend der Arbeitsvertrag andere T�tigkeiten erfasst. Durch
diese Vertragskonstruktion wird der Gesch�ftsf�hrer
gleichzeitig leitender Angestellter der Gesellschaft und
unterliegt dann den K�ndigungsschutzvorschriften der
§§52ff. CZ-ArbG n.F. und kann z.B. auch das arbeits-
rechtliche Haftungsprivileg der §§250ff. CZ-ArbG n.F. in
Anspruch nehmen30. Insbesondere in Haftungsfragen ist
streng zwischen der Organt�tigkeit und der T�tigkeit auf-
grund eines Arbeitsvertrags zu unterscheiden, so dass in

der Praxis eine m�glichst differenzierte und genaue Ver-
tragsgestaltung, insbesondere hinsichtlich des T�tigkeits-
gegenstandes, anzuraten ist. Insbesondere im Hinblick auf
die Beendigung der Gesch�ftsf�hrerstellung und den da-
mit einhergehenden Problemen in der Praxis (Verg�tungs-
und Abfindungsanspr�che, Dienstwagenregelungen, Tan-
tiemenanspr�che) sind Abgrenzungen zwischen arbeits-
rechtlichen Schutzvorschriften und dem Korporationsrecht
der GmbH schwierig. Es muss daher vom Abschluss eines
zus�tzlichen Arbeitsvertrags neben einem etwaig be-
stehenden Gesch�ftsf�hreranstellungs- bzw. Funktionsver-
trag abgeraten werden31.

II. Rechtsnatur des Anstellungsverh�ltnisses

Die Erscheinungsformen des Anstellungsverh�ltnisses des
GmbH-Gesch�ftsf�hrers werfen auch die Frage auf, ob
der GmbH-Gesch�ftsf�hrer im Einzelfall Arbeitnehmer
der Gesellschaft sein kann. Fast einhellig wird die Arbeit-
nehmereigenschaft unter Bezugnahme auf die bereits ge-
nannten Entscheidungen des Obersten Gerichts und des
Obergerichts Prag abgelehnt. Eine sachliche Auseinander-
setzung findet in der tschechischen Literatur indes selten
statt, zumal sich im tschechischen Recht ein etablierter
Arbeitnehmerbegriff bislang kaum ausmachen lies32.

1. Die Rechtsprechung

Zentrale Bedeutung hat die Grundsatzentscheidung des
Obergerichts Prag vom 21.4.1993, wonach die T�tigkeit
eines Organs durch eine nat�rliche Person nicht in einem
Arbeitsverh�ltnis ausge�bt werden kann. Ferner begr�nde-
te das Gericht seine Ansicht damit, dass die T�tigkeit als
gesetzlicher Vertreter einer GmbH oder Aktiengesellschaft
keine „Art der Arbeit“ gem�ß §29 Abs.1 lit. a) CZ-ArbG
a.F. sei. Dies d�rfte nunmehr auch f�r §2 Abs.4 CZ-ArbG
n.F. gelten. In sp�teren Entscheidungen des Obersten Ge-
richts in Br�nn vom 12.3.200233 und 15.1.200334 wurde
die Entscheidung des Obergerichts Prag best�tigt. Damit
sind sowohl Fremdgesch�ftsf�hrer als auch Gesellschaf-
tergesch�ftsf�hrer nach tschechischer Rechtsauffassung
keine Arbeitnehmer. Hierf�r spricht zun�chst die Systema-
tik des tschechischen Gesellschaftsrechts, wonach f�r die
Beziehungen zwischen Gesellschaft und deren Organe die
ausschließliche Anwendung des CZ-HGB vorgeschrieben
ist, vgl. §261 Abs.3 lit. f) CZ-HGB. Sofern jedoch ein zu-
s�tzlicher Arbeitsvertrag mit der Gesellschaft geschlossen
wird, ist auch nach Ansicht der tschechischen Rechtspre-
chung der Abschluss eines Arbeitsvertrags – in Form der
bereits erw�hnten „Managervertr�ge“ – m�glich, sofern
nicht die Organt�tigkeit selbst, sondern andere T�tigkeiten
Inhalt des Vertrags sind.

2. Die herrschende Ansicht

Der Rechtsprechung schließt sich nahezu die gesamte
rechtswissenschaftliche Literatur35 in der Tschechischen
Republik an; sie wird auch von der rechtsvergleichenden
Literatur36 im Ergebnis gebilligt. Hauptargument ist zu-
n�chst die in §261 Abs.3 lit. f) CZ-HGB zwingend vorge-
schriebene Geltung des Handelsgesetzbuches bei der Re-
gelung der Rechtsbeziehungen zwischen der Gesellschaft
und ihren Organen37. Die in §261 Abs.3 CZ-HGB enume-
rativ aufgez�hlten Rechtsverh�ltnisse werden im tschechi-
schen Recht als „absolute Rechtsbeziehungen“ bezeich-
net, die stets durch das CZ-HGB geregelt werden38. Daher
sei die Rechtsbeziehung zwischen Gesellschaft und deren

23 F�r das slowakische Recht Stessl, GmbHR 2002, 638 (641);
P�link�s, WiRO 2007, 11 (12).

24 Loges/Nedelka, WiRO 1998, 133 (134).
25 Tschechisch: „Gener�ln� Ředitel.“
26 Loges/Nedelka, WiRO 1998, 133 (135).
27 Das neue tschechische Arbeitsgesetzbuch ist als Gesetz

Nr.262/2006 Sb. zum 1.1.2007 in Kraft getreten.
28 S. §11 Abs.4 CZ-ArbG n.F.
29 Zum alten Recht: Ueltzh�ffer, Studien des Instituts f�r Ostrecht

M�nchen, Band 39 (Individuelles Arbeitsrecht in Osteuropa),
S.71 (74 f.); Wiesnerova, RIW 2000, 37.

30 Gem�ß §257 Abs.2 CZ-ArbG n.F. ist die H�he des Schadens-
ersatzes bei einem Arbeitnehmer auf das 4,5fache des monatli-
chen Durchschnittsverdiensts begrenzt.

31 Weiterf�hrend zu Zust�ndigkeit, Form, Inhalt und Beendigung
von Anstellungsvertr�gen mit GmbH-Gesch�ftsf�hrern im
tschechischen Recht, Langner, Der GmbH-Gesch�ftsf�hrer im
tschechischen Recht, 2005, S.229ff.

32 S. aber nunmehr die Legaldefinition in §§1, 2 CZ-ArbG n.F.
33 Oberstes Gericht in Br�nn v. 12.3.2002 – 29 Odo 328/01, SR

NS Nr.15, C 1085, S.90.
34 Oberstes Gericht in Br�nn v. 15.1.2003 – 21 Cdo 963/02,

iPr�vn�k 23/C 1653.
35 Eli�Ð/BartoÐ�kov�/Pokorn�, Rz.381; Štenglov�/Pl�va/Tomsa,

§66, S.194 unter Bezugnahme auf o.g. Rechtsprechung; Dě-
dič, 2002, §66, S.447; Zoufalý/Munkov�, G3, S. 499ff.; Sou-
čkov�, §9, S.21 ff; Eli�Ð, GmbH, 1997, S. 167ff.; Eli�Ð,
Obchodn� Pr�vo 2/1996, 6. Kritisch lediglich B�rta, Pr�vn�k
7/1996, 589ff.

36 Loges/Nedelka, WiRO 1998, 133; Winkelmann, WiRO 2002,
65; Gerauer/Baron/Britz, 1999, Rz.37.

37 Rada, S.24 m.w.N.
38 Dědič, 2002, §261, S.3271; Štenglov�/Pl�va/Tomsa, §261,

S.840.
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Organen stets ein besonderes handelsrechtliches Verh�lt-
nis39. Dies ergebe sich bereits aus der „Natur der Sa-
che“40. Aus der Diktion von §261 Abs.3 lit. f) CZ-HGB
folge ferner, dass die Organt�tigkeit niemals Gegenstand
eines Arbeitsvertrags sein kann, da dies unweigerlich des-
sen Nichtigkeit gem�ß §39 Abs.1 CZ-BGB nach sich zie-
hen w�rde41. In der �brigen Literatur bleibt es bei der blo-
ßen Feststellung, dass Organe oder Organmitglieder keine
Arbeitnehmer seien42.

3. Stellungnahme

Zun�chst ist der Rechtsprechung zuzustimmen, dass die
Organt�tigkeit an sich kein Arbeitsverh�ltnis, sondern eine
spezielle handelsrechtliche Rechtsbeziehung begr�ndet.
Dies wird von §261 Abs.1 lit. f) CZ-HGB eindeutig statu-
iert. Aus der anerkannten M�glichkeit eines Parallellaufs
von Arbeits- bzw. Managementvertrag und Funktionsver-
trag folgt aber auch, dass zwar nicht der Gesch�ftsf�hrer
als Organ, jedoch die Person, die auch das Gesch�ftsf�h-
reramt innehat, durchaus ein Arbeitnehmer sein kann43.
Im Rahmen eines solchen (zus�tzlichen) Arbeitsvertrags
wird diese Person zum Arbeitnehmer, n�mlich zum leiten-
den Angestellten gem�ß §11 Abs.4 CZ-ArbG n.F. Der Ar-
beitnehmerbegriff des tschechischen Rechts orientiert sich
auch am Merkmal der pers�nlichen Abh�ngigkeit, die
durch die Weisungsgebundenheit des Arbeitnehmers, des-
sen Eingliederung im Betrieb des Arbeitgebers und durch
die Entgeltlichkeit seiner Leistung gekennzeichnet ist. Der
Gesch�ftsf�hrer kann dann gem�ß §11 Abs.4 CZ-ArbG
n.F. die Funktionen eines leitenden Angestellten aus�ben,
ohne dass davon seine Stellung als Organ ber�hrt wird.
Zwischen beiden Rechtsverh�ltnissen ist daher streng zu
trennen44. Die Abgrenzung ist in der Praxis schwierig, es
kommt daher auf eine m�glichst detaillierte Vertragsge-
staltung und darauf an, aus welchem Rechtsverh�ltnis im
Einzelfall Rechte abgeleitet werden.

39 Dědič, 2002, §66, S. 447f.
40 Eli�Ð/BartoÐ�kov�/Pokorn�, Rz.381.
41 Dědič, 2002, §66, S. 447 (448 f.). Gem�ß §39 CZ-BGB ist ein

Rechtsgesch�ft nichtig, das nach Inhalt oder Zweck gegen das
Gesetz verst�ßt, es umgeht oder gegen die guten Sitten ver-
st�ßt.

42 S. Součkov�, §9, S.21 ff.; Gerauer/Baron/Britz, Rz.37.
43 So auch Zoufalý/Munkov�, Anm. Nr.7 zum Vertragsmuster

G3, S.500.
44 Dědič, 2002, §66, S. 448.
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